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Beschlüsse der Kommissionen 
 
WAK: Keine Reduktion der Vermögenssteuersätze 
Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) beantragt dem Kantonsrat mit 11 zu 3 
Stimmen, die parlamentarische Initiative von Altkantonsrat Hans-Jakob Boesch (FDP, 
Zürich) betreffend Reduktion der Vermögenssteuersätze abzulehnen (KR-Nr. 339/2017). Die 
Steuergesetzänderung würde hauptsächlich Steuerpflichtigen mit hohen und sehr hohen 
Vermögen zugutekommen und wäre mit Steuerausfällen für den Kanton und die Gemeinden 
von je rund 120 bis 170 Millionen Franken verbunden. Solche Ertragsausfälle sind im 
Hinblick auf die gegenwärtigen finanziellen Herausforderungen nach Ansicht der 
Kommissionsmehrheit nicht zumutbar. Hinzu kommt, dass im Jahre 2011 eine Senkung der 
Vermögenssteuer gleich zweimal an der Urne abgelehnt wurde (regierungsrätliche Vorlage 
«Steuerpaket», Volksinitiative «Für einen wettbewerbsfähigen Kanton Zürich»). Eine 
Minderheit der Kommission (FDP) stimmt der parlamentarischen Initiative zu. Sie ist der 
Meinung, dass der Kanton Zürich damit seine Position im interkantonalen Steuerwettbewerb 
insbesondere bei Vermögen von über einer Million Franken verbessern und die 
Standortattraktivität erhöhen könnte. Eine andere Kommissionsminderheit (SVP) stimmt der 
von ihr geänderten parlamentarischen Initiative zu. Diese käme vor allem dem Mittelstand 
zugute, wodurch der Kanton Zürich in diesem Segment einen Spitzenplatz im 
interkantonalen Steuerwettbewerb einnehmen würde. Zudem könnte mit der Herabsetzung 
der Vermögenssteuer dank dem Zuzug vermögender Personen Steuersubstrat nicht nur im 
Vermögensbereich, sondern auch bei den Einkommen generiert werden. Die 
Kommissionsmehrheit lehnt auch die geänderte parlamentarische Initiative mit 10 zu 4 
Stimmen ab. 
 
WAK-Präsident: Beat Bloch (CSP, Zürich), 079 891 95 05 
 
 
KEVU: Massnahmen zur Ammoniakreduktion erst später konkretisieren 
Die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt (KEVU) beantragt dem Kantonsrat, das 
Postulat betreffend «Umweltbericht: Reduktion der Ammoniakemissionen» als erledigt 
abzuschreiben (5685). Mit dem Postulat wurde verlangt, dass der Regierungsrat darlegt, bis 
wann er den gesetzlich geforderten Massnahmenplan zur Reduktion der Ammoniakemission 
vorlegen will und bis wann die Massnahmen greifen. Die Mehrheit der Kommission will das 
Postulat direkt abschreiben. Sie nimmt zur Kenntnis, dass der Massnahmenplan 2023 
vorliegen wird, dass aber in der jetzigen Phase der Erarbeitung noch nicht konkret gesagt 
werden kann, welche Massnahmen wirklich Sinn machen. Eine Minderheit (SP, GLP, Grüne) 
beantragt, die Abschreibung mit einer anderslautenden Stellungnahme zu verbinden, die das 
Problem nochmals adressiert und vom Regierungsrat fordert, dieses mit konkret genannten 
Massnahmen anzugehen. Namentlich seien etwa eigentliche kantonale Sanierungsgebiete 
auszuscheiden. 
 
KEVU-Präsident: Alex Gantner (FDP, Maur), 079 400 23 43 
 

Auf dem vorliegenden Bulletin sind alle publikationsreifen Beschlüsse festgehalten, die seit 
dem letzten Bulletin von Kommissionen gefasst und noch nicht kommuniziert wurden. 

https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=7dfc59dc0e244d5e91ba4abceea9da8a
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=7adfaade299f4ad892bc9388d1d46a26

